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Washington. Nur sein Sieg bei der
US-Präsidentschaftswahl im No-
vember hat Donald Trump vor einer
Verurteilung im Strafverfahren we-
gen Wahlmanipulation vier Jahre
zuvor bewahrt– das ist die Kernaus-
sage des Berichts des Sonderermitt-
lers JackSmith,der inderNachtzum
Dienstag veröffentlicht wurde.
Trumphabedamalsmit„beispiello-
ser krimineller Energie“ versucht,
das Ergebnis der Präsidentschafts-
wahl 2020 zu kippen, „um an der
Macht zu bleiben“. Das Verfahren
wurde jedoch eingestellt, da die US-
JustizamtierendePräsidentennicht
strafrechtlich verfolgt.
Trump tritt am 20. Januar seine

zweite Amtszeit als US-Präsident
an. Ohne die bevorstehende Rück-
kehr Trumps ins Präsidentenamt
„wäredasBürodesSonderermittlers
zu der Einschätzung gelangt, dass
die zulässigen Beweise ausreichen

würden, um eine Verurteilung vor
Gericht zu erreichen und aufrecht-
zuerhalten“, heißt es indemBericht
weiter.
Dass das US-Justizministerium

mit Verweis auf die Verfassung die
Strafverfolgung eines Präsidenten
verbiete, sei„kategorisch“undhabe
nichts mit der Schwere der Verbre-
chenoderderStichhaltigkeitderBe-
weise zu tun, hieß esweiter. Die Re-
gierung sei weiter überzeugt, dass
eine Strafverfolgung begründet sei.

Rolle bei der Erstürmung
des Kapitols am 6. Januar
Bei demVerfahrenaufBundesebene
ging es um TrumpsVersuche, durch
unbelegte Betrugsvorwürfe seine
Wahlniederlage2020zukippen,und
um seine Rolle bei der Erstürmung
des Kapitols durch seine radikalen
Anhänger am6. Januar 2021. Trump
war in dem Verfahren unter ande-

rem wegen Verschwörung zum Be-
trugandenVereinigtenStaatenund
wegen Verschwörung zur Behinde-
rung einer offiziellen Amtshand-
lung angeklagt.
Smith beantragte nach Trumps

Wahlsieg die Einstellung des Ver-

fahrens und legte sein Amt nach
Vorlage seines Abschlussberichts
nieder. Trump beleidigte Smith als
„geistesgestört“ und erklärte in sei-
nem Onlinedienst Truth Social, der
Sonderermittlerseinicht inderLage
gewesen, „den politischen Gegner

seines Chefs erfolgreich zu verfol-
gen“. Die Anwälte des künftigen
Präsidenten hatten zuvor vergeb-
lich versucht, die Veröffentlichung
des Berichts zu verhindern.
Smith schildert im Detail, wie

Trump nach seiner Wahlniederlage
gegen Joe Biden im November 2020
versuchte, sich an derMacht zu hal-
ten: „Herr Trump kontaktierte Ab-
geordnete und Führungskräfte in
den Bundesstaaten, setzte sie mit
falschen Behauptungen über Wahl-
betrug in ihren Staaten unter Druck
undfordertesieauf,Maßnahmenzu
ergreifen, um die Stimmenauszäh-
lungzuignorierenunddieErgebnis-
se zu ändern“.
Trump und Mitverschwörer hät-

ten überdies geplant, falsche Wahl-
leute zu organisieren, um die Zerti-
fizierung des Wahlergebnisses
durchdenUS-Kongressam6. Januar
zu behindern.

Trumphabeüberdies nachweislich
falschbehauptet,dasseinegroßeZahl
vonnichtwahlberechtigtenWählern,
etwaAusländer, ihreStimmeabgege-
ben hätten und dassWahlmaschinen
Stimmen für ihn manipuliert hätten.
Der Republikaner habe gewusst, dass
es keinen Betrug gab und dass er ver-
lorenhatte.
Trump wurde 2023 in insgesamt

vier Strafverfahren angeklagt, zwei
Verfahren auf Bundesebenewurden
eingestellt, das in Georgia wegen
seiner Intervention geführte Ver-
fahren liegt auf Eis. Allein im Ver-
fahren um die Schweigegeldzah-
lung gegen eine ehemalige Porno-
darstellerin wurde Trump verurteilt
–das verhängte Strafmaß sieht aber
keine Strafe vor, sondern hält ledig-
lich die Verurteilung aufrecht. So-
mit zieht Trump kommende Woche
als erster verurteilter Straftäter ins
Weiße Haus ein. (afp)

HerrSchüller,dasKlerusdikasteri-
um des Vatikans hat dem Kölner
Erzbischof Rainer Maria Kardinal
WoelkieinenAufsatzdesfrüheren
NRW-Staatssekretärs Günter Wi-
nands aus einer Fachzeitschrift
geschickt, indemBedenkengegen
die in Köln geplante Reform der
katholischen Pfarrgemeinden ge-
äußert werden. Ist so ein Lesetipp
einfach eine nette Geste aus Rom
–oder bedeutet dermehr?
Naja,wennmandieInstruktion„Die
pastorale Umkehr der Pfarrgemein-
de“ der gleichen Behörde aus dem
Jahr 2020 liest, dann ist das ein klas-
sischer Warnschuss. Herr Winands
hat ja die Richtlinien des Dikasteri-
ums und die Fachliteratur zusam-
mengestellt und argumentiert
durchaus schlüssig. Das ist schon
ein profunder Text. Wenn man aus
RomdannsoetwasaneinenBischof
schicktund ihmsagt,ermache jage-
rade Reformen und solle den Text
beachten, dann ist das eineVorwar-
nung.Wirhaben inTrierundzuletzt
in Aachen erleben müssen, dass
Gläubige in Rom eine Beschwerde,
einen sogenannten hierarchischen
Rekurs, gegen Pläne zur Zusam-
menlegung von Gemeinden einge-
legt haben, und dann sind die Bi-
schöfe zurückgepfiffen worden. Die
Grundlinie des Dikasteriums lautet:
Kein Bischof darf Gemeinden nach
einem für die ganze Diözese gleich-
lautenden Plan zusammenlegen.
Nach einem Masterplan. Zusam-
menlegungen sind möglich, aber
nur, wenn der Bischof für jede Ge-
meinde individuelle Gründe ange-
ben kann, nach denen es mehr Sinn
hat, gerade hier eine Zusammenle-
gung vorzunehmen, als die Eigen-
ständigkeit zu wahren.

Aberwas könntendas fürGründe
sein? Grundprobleme wie der

RückgangderGläubigenzahlstel-
len sich doch überall.
Ich habe die Position des Klerusdi-
kasteriums auch fachwissenschaft-
lich kritisiert. In der Instruktion
heißt es ja ausdrücklich: Weder fi-
nanzielle Gründe noch ein Rück-
gang an Gläubigen noch ein Rück-
gang an Priestern rechtfertigt eine
flächendeckende Zusammenle-
gung vonGemeinden einerDiözese.
Da frage ich: Was sollen es denn
sonst für Gründe sein? Ich halte die
Position des Dikasteriums für wirk-
lichkeitsfremd. Aber sie ist der
Grund,warumKardinalWoelki jetzt
Post aus Rom bekommen hat.

Dannkönnte sichWoelki alsonur
imEinzelfall etwaaufeineVerän-
derung der Siedlungsstruktur be-
rufen?
Aufsoetwas,oderaufneugeordnete
Verkehrswege. Auf die Zerstörung
von Gebäuden etwa durch Naturka-
tastrophen. In der Vergangenheit
auf dieBraunkohleplanung.Bischö-
fe in anderenRegionen könnten auf
Kriegsfolgen verweisen. Besonders
wirklichkeitsfremd ist es, dass die

vom Dikasterium genannten Aus-
schlusskriterien – Geld, Gläubigen-
oder Priesterzahl zählen nicht –
auch für die Profanierung von Kir-
chen gelten. Hier wird es erst recht
wirklichkeitsfremd, aber es hilft
nichts: Nach den Vorgaben des Kle-
rusdikasteriums muss der Bischof
immer konkrete, individuelle Grün-
de nennen, etwa den Bauzustand
einer in den 1950er Jahren errichte-
tenKirche.DasDikasteriumhatWo-
elki mit der Übersendung des Wi-
nands-Aufsatzes letztlich deutlich
gemacht, er dürfe zwar Gemeinden
zusammenlegen, aber er müsse für
jeden Fall eine hoch individualisier-
te Begründung vorlegen. Das Erz-
bistum Köln besteht aus unter-
schiedlichen Regionen, Großstädte
undländlicherRaum,katholischge-
prägte Gebiete und Diasporaregio-
nen. Da muss er unterschiedliche
Begründungen finden. Wie gesagt,
daskannmankritisch sehen, aber er
ist nicht der erste Bischof, der mah-
nendeBriefe in dieser Frage bekom-
men hat.

Apropos wirklichkeitsfremd:
Gleichzeitig fordert das Dikaste-
riumdieNähedesPfarrers zuden
Gläubigen.Ersollsiekennen.Und
nur Geistliche als Pfarrer dürfen
eine Gemeinde leiten, Laien
nicht. Wie soll das eigentlich ge-
hen?ÜberbesondersvieleGeistli-
che, die der Aufgabe eines Pfar-
rers gewachsen sind, verfügenBi-
schöfe ja heute nichtmehr.
In der Tat, Rom legt den Bischöfen
daSteine indenWeg,gerade ineiner
Situation, in der sich die frühere
Volkskirche in Deutschland zur
Minderheitenkirche entwickelt. Da
sind die römischenDirektiven nicht
hilfreich, aberBischöfemüssen sich
daran halten. Mein Rat an Kardinal
Woelki wäre, die Linie des Dikaste-

riumsernst zunehmen.Wenneraus
guten Gründen Zusammenlegun-
gen wünscht, muss er sie in jedem
Fall individuell gut begründen. Und
natürlich ist dann jede Fusion dem
Priesterrat vorzulegen. Und Sie ha-
ben recht, dieses sogenannte uni-
personale Leitungsprinzip, Leitung
nur durch den Pfarrer, reibt die
Geistlichen immer weiter auf. Das
ist ja auch die Sorge der Bischöfe.
Wie sollen die Pfarrer mit immer
mehr Gremien, immer mehr Perso-
nal und Einrichtungen in immer
mehr gleichzeitig zu leitenden Ge-
meinden zurechtkommen? Das
fragt sich auch der Kölner Kardinal.
Aber er muss jetzt eine Lösung mit
Augenmaß finden.

HerrWinands kritisiert auch, die
Kirchenvorstände, die aus dem
Pfarrer und Laienvertretern be-
stehenden Organe, die Kirchen-
gemeinden rechtlich vertreten,
würden unzureichend angehört.
Der Bischofmuss Kirchenvorstände
und Pfarrgemeinderäte zumindest
anhören. Ihr Votum ist nicht bin-
dend, aber es ist klug, den Konsens
zusuchen.Kölnhat ja jetztdassoge-
nannteSpurwechselmodell, alsodie
Kirchenvorstände werden zumin-
dest zu der Frage gehört, ob sie eine
ganz große Fusion auf Ebene der 67
Pastoralen Einheiten wollen oder
kleinere Lösungen. Aber dass es
überhaupt Fusionen geben muss,
darum sollen sie nicht herumkom-
men.AlsoeinebegrenzteWahlmög-
lichkeit, mit der Rom nicht zufrie-
den sein wird. Definitiv nicht, denn
diese römischeBehördeziehtoffen-
sichtlich ihre harte Linie durch. Der
Erzbischof von Köln muss das ernst
nehmen.MiteinemMasterplanwird
er in Rom nicht durchkommen.

Interview: RaimundNeuß
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Brüssel. Ursula von der Leyen ge-
währte zu Beginn des Jahres einen
ungewohnten Einblick ins Private.
„Home, sweet home“, kommentier-
te die Deutsche am 10. Januar ein
Foto auf Instagram, auf dem sie vor
der Bibliothek in ihrem Haus in
Beinhorn nahe Hannover sitzt und
am Laptop arbeitet.
Die Botschaft war klar: Die EU-

Kommissionspräsidentin mag sich
in der Heimat von einer Lungenent-
zündung erholen, aber sie ist fit für
den Job an der Spitze der mächtigs-
ten Institution Europas. Nur: Am
selben Tag kam heraus, dass die 66-
JährigeeineWoche lang ineinerKli-
nik behandelt werden musste. Die
Öffentlichkeit erfuhr davon zu-
nächst nicht, selbst auf Nachfrage
wurde der Krankenhausaufenthalt
gegenüber der Presse rund eineWo-
che lang verschwiegen.
Am3. Januar hieß es etwa vonsei-

ten der Kommission lediglich, dass
von der Leyen ihre Reisen für die
nächsten zwei Wochen wegen einer
„schweren Lungenentzündung“ ab-
sagen müsse, sie aber „ihre Aufga-
ben weiterhin wahrnimmt“ – aus
der Ferne, „in engemund täglichem
Kontakt mit ihrem Team“. Sie halte
„die Geschäfte am Laufen“, war zu
vernehmen, was implizierte, dass
sie zuhause arbeitete.
InWirklichkeit war von der Leyen

in die Universitätsklinik der Stadt
eingeliefert worden. Kann die Kom-
mission von einem Krankenhaus-
bett aus geführt werden? Und han-
deltessichhierumeinkleinesDetail
ausder flügelschlagendenBrüsseler
Blase oder ein weiteres Beispiel für
die oft monierte Intransparenz der
Behördenchefin?

Chinesische Zustände?
Während eine Sprecherin Anfang
dieserWochebestritt, dasvolleAus-
maß der Krankheit von der Leyens
verschleiert zu haben, herrschte
Aufruhr im Kreis der Medienvertre-
ter. Als „irreführend“ kritisierte ein
Journalist die Kommunikation, ein
anderer verglich das Informations-
management gar mit den Verhält-
nisseninChina.NurwenigeWochen
nach dem Start ihrer zweiten Amts-
zeit herrscht bereits eine Art Ver-
trauenskrise zwischen Exekutive
und vierter Gewalt.
Von der Leyen gilt als fleißig und

Kontrollfreak, der kaum Aufgaben
wegdelegiert. Hoch oben im 13.
Stock des Berlaymont, des Haupt-
quartiers der EU-Kommission, liegt
ihr Büro – und manche lästern über
ihrenElfenbeinturm, indemsie sich
gerne mit ihrem Team verschanze.
Vor allem versteht es die Deutsche,
sich zu inszenieren. Ihre Auftritte
sind bis ins Detail geplant, kein

Wort, das die Präsidentin von sich
gibt,dasvorhernicht imengstenBe-
raterkreis durchdiskutiert und vor-
geschrieben wurde. Disziplin und
Professionalität – die perfekte Fas-
sade ist hart erarbeitet.Gesundheit-
liche Probleme passen da offenbar
nicht ins Bild.
Jedenfalls hielt sie es trotz ihres

Zustandsnichtfürnötig,sichvomin
der protokollarischen Reihenfolge
an zweiter Stelle stehenden Kom-
missionsmitglied vertreten zu las-
sen.DasistfürdenFall ihresAusfalls
eigentlich vorgesehen. In diesem
Fall ist dies die erste geschäftsfüh-
rende Vizepräsidentin der Behörde,
die Spanierin Teresa Ribera, die an
diesem Mittwoch die Sitzung der
Kommissare leiten soll. Warum
übernahm nicht Ribera den geplan-
tenTrip indieUSA,denvonderLey-
en angeblich absagenmusste?

Keine Reaktion aufMusk
Auch die Reise aller Kommissions-
mitglieder nach Polenwurde wegen
der Krankheit der Chefin verscho-
ben – genauso wie die Veröffentli-
chung des viel gepriesenen „Kom-
passes für Wettbewerbsfähigkeit“,
obwohl hier abermals andere Grün-
de vorgeschoben wurden.
Europa wurde zudem Anfang Ja-

nuarZielvonverbalenAngriffendes
X-Chefs Elon Musk, des designier-
ten US-Präsidenten Donald Trump
und des Meta-Gründers Mark Zu-
ckerberg. Stichwort Grönland, Des-
informationoderVerteidigungsaus-
gaben. Beobachter hatten eine Re-
aktion aus der Behörde erwartet,
doch zwei Wochen herrschte vor al-
lem eins: Stille.
BisEndederWoche, sohießesaus

der Kommission, wolle die Chefin
wieder zurück in Brüssel sein. Und
nachWashington muss sie ohnehin
nicht fliegen. Von der Leyen erhielt
–andersals ItaliensRegierungsche-
finGiorgiaMeloniundUngarnsPre-
mier Viktor Orbán – keine Einla-
dungzurTeilnahmeanderAmtsein-
führung von Donald Trump.

Gipfel der Erzählungen von der „gestohlenen Wahl“: Anhänger Donald
Trumps stürmten 2021 das Kapitol – fünfMenschen starben. Foto: dpa

Der Vatikanmacht ihm denWeg zur Gemeindereform nicht einfacher: Kardinal Woelki, hier amDreikönigstag 2025. Foto: dpa

Zeigte sich zuletzt im Homeoffice:
Ursula von Leyen machte offenbar
ein größeres Geheimnis um ihren
Gesundheitszustand.

Prof. Thomas Schüller
Kirchenrechtler,UniMünster

Ich halte die
Position des

Dikasteriums für
wirklichkeitsfremd.

Sonderermittler:Trumpmit„beispielloserkriminellerEnergie“
JackSmith legtBericht zuBetrugsvorwürfendesdesigniertenUS-PräsidentennachWahlniederlagegegenBiden imJahr2020vor

PostausRom–aberwarum?
KirchenrechtlerThomasSchüllerüberWoelkisReformplanunddenVatikan

ZweiWochenStille:
VonderLeyenund
dieTransparenz
Lungenentzündung:EU-Kommissionschefin
ließAufenthalt inderKlinikverschweigen


